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Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling

von Rotthege
Quelle: Rotthege, Urheber: Michael Neuhaus

Mietrecht. In Gewerbemietverträgen können
die Wartungskosten ohne Kostenobergrenze
wirksam umgelegt werden. Doch ein
BGH-Urteil steht aus.

OLG Karlsruhe, Urteil vom 27. März 2026,
Az. 4 U 102/24

Mehr Sicherheit bringt
eine Obergrenze
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DER FALL

In einem gewerblichen Formularmietver-
trag hat der Mieter die Kosten für „die
Wartung einzeln bzw. gemeinschaftlich
genutzter Gebäudetechnik“ zu tragen. Die
Klausel nennt beispielhaft Anlagen wie
Aufzüge, Elektroanlagen, raumlufttechni-
sche Anlagen, Brand- und Rauchmelde-
anlagen, Sprinkleranlagen und Rolltore.

Eine Kostenobergrenze enthält die Rege-
lung nicht. Lediglich Instandhaltungs-/
Instandsetzungskosten der gemeinschaft-
lich genutzten Anlagen hat der Mieter
begrenzt auf zehnProzent der Jahresmiete
zu tragen. Der Mieter hält die Wartungs-
klausel für unwirksam und verlangt
gezahlte Wartungskosten zurück.
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DIE FOLGEN

Zu Unrecht! Wartungskosten für gemein-
schaftlich genutzte Anlagen können in
Gewerbemietverträgen formularvertrag-
lich ohne Höchstgrenze auf Mieter umge-
legt werden. Der Begriff „Wartung“ ist
nicht intransparent i.S.v. § 307 Abs. 1 S. 2
BGB, da auch der Gesetzgeber diesen in
der Betriebskostenverordnung verwen-
det. Eine nur beispielhafte Aufzählung der
zu wartenden Anlagen ist hinreichend
konkret. Eine Wartungsklausel ohne Kos-
tenobergrenze benachteiligt den Mieter
auch nicht unangemessen i.S.v. § 307
Abs. 1 S. 1, Abs. 2 BGB. Denn Wartungs-
kosten sind Betriebskosten, die nach § 556
BGB sogar bei Wohnraum ohne Ober-

grenze umgelegt werden dürfen. Im Übri-
gen schützt das allgemeineWirtschaftlich-
keitsgebot den Mieter vor überhöhten
Forderungen. Zudem dienen Wartungs-
kosten anders als Instandhaltungs-/
Instandsetzungskosten nicht der Behe-
bung anfänglicher Mängel, bereits vor-
handener Abnutzungen oder von Dritten
verursachter Schäden, sondern umfassen
nur vorbeugendeMaßnahmen. Die Erwä-
gung, dass demMieter durch die Übertra-
gung von Instandhaltungs-/Instandset-
zungskosten finanzielle Risiken überbür-
det werden, die er nicht verursacht hat,
greift für Wartungskosten nicht oder
allenfalls in viel geringerem Umfang.
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WAS IST ZU TUN?

Verlassen sollten sich Vermieter auf diese
Entscheidung nicht. Das OLG Rostock
(Urteil vom 8. Oktober 2025, Az. 3 U 109/
22) sieht es anders: Wartungskosten die-
nen wie die Instandhaltung der Erhaltung
der Mietsache und seien deren „Spiegel-
bild“. OhneObergrenzewürden demMie-
ter Kosten aus fremden Risikobereichen
überbürdet. Abzuwarten bleibt, ob der
BGH eine Wartungsklausel ohne Kosten-

obergrenze in AGB bestätigt. Bei Ab-
schluss eines gewerblichen Mietvertrags
sollten Wartungskosten weiterhin vor-
sorglich in eine Kostenobergrenze einbe-
zogen und die zuwartendenAnlagen kon-
kret benannt werden. Dann bleibt auch
nachOLGRostock die gedeckelte Instand-
haltungs-/Instandsetzungsumlage wirk-
sam, wenn die Wartungsregelung fällt.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Fleckenstein

von Andersen
Quelle: Andersen GmbH

Öffentliches Recht. Dringender Wohnbedarf
allein rechtfertigt keine Abweichung von
Bebauungsplänen aus Gründen des
Allgemeinwohls nach § 31 Abs. 2 Nr. 1
BauGB.

OVG Hamburg, Beschluss vom 30. Juli 2026,
Az. 2 Bf 163/25.Z

Dringender Wohnbedarf ist kein
Freibrief zur Aufstockung

... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Die Klägerin hatte mit ihrer Verpflich-
tungsklage unter anderem eine Aufsto-
ckung ihres Wohngebäudes verfolgt und
damit eine Erhöhung der bebaubaren Flä-
che gegenüber dem als übergeleiteter
Bebauungsplan geltenden Baustufenplan.
Das OVGHamburg lehnte den Berufungs-

antrag der Klägerin gegen ein Urteil des
VG Hamburg ab. Insbesondere die diffe-
renzierte Begründung des VG zu den tat-
bestandlichen Voraussetzungen der aus-
drücklich auf denWohnbedarf bezogenen
Befreiungsgründe hielt das OVG für rich-
tig und nachvollziehbar.
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DIE FOLGEN

Die Befreiung nach § 31 Abs. 3 BauGB
schied nach Auffassung des OVG aus, da
es an der nach Satz 1 erforderlichen
Zustimmung der Gemeinde fehlte. Diese
erfolgt in Hamburg gemäß § 36a Abs. 1
Satz 1 BauGB i.V.m. durch die Bauauf-
sichtsbehörde. Nach Satz 2 dieser Rege-
lung erteilt die Gemeinde die Zustim-
mung, wenn das Vorhaben mit ihren Vor-
stellungen von der städtebaulichen Ent-
wicklung und Ordnung vereinbar ist. Das
wahrt die Planungshoheit und ersetzt
gerade inmehreren vergleichbaren Fällen
eine andernfalls nötige neue Planung. Das
OVG bewertete die Begründung der be-
klagten Bauaufsichtsbehörde zur Beengt-
heit des Baugrundstücks undmangelnden

Leistungsfähigkeit der Erschließungs-
straße als nachvollziehbar. Die von der
Klägerin vorgebrachtenGründe des Allge-
meinwohls nach § 31 Abs. 2 Nr. 1 BauGB
überzeugten das OVG dagegen nicht: All-
gemein dringender Wohnbedarf reicht
nicht aus, um von Festsetzungen eines
Bebauungsplans zu befreien, auch wenn
die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung
beispielhaft als Gründe des Wohls der All-
gemeinheit aufgeführt sind. Vielmehr
muss ein konkreter Grund vorliegen,
warum der Plan mit seinen typisierenden
Festsetzungen einem Vorhaben nicht
gerecht wird und deshalb eine Anpassung
nötig erscheint. Hierfür hatte die Klägerin
nichts vorgebracht.
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WAS IST ZU TUN?

Das OVG konkretisiert mit seiner Ent-
scheidung die Bedingungen, unter denen
ein dringender Wohnbedarf oder Wohn-
bedürfnisse der Bevölkerung die Erteilung
von Befreiungen durch die Bauaufsichts-
behörde rechtfertigen können – oder eben
nicht rechtfertigen. Abstrakt und für sich
genommen genügen die gesetzlich festge-
legtenMerkmale nicht, um Planungsrecht
zu durchbrechen. Ähnlich wie bei der

Befreiungnach§ 31Abs. 3 BauGBmuss im
Übrigen auch für die Aktivierung des sog.
Bauturbos nach § 246e BauGBdie Zustim-
mung der Gemeinde eingeholt werden.
Diese orientiert sich an ähnlichen Krite-
rien. (redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Heiko Stoll

von Bryan Cave
Leighton Paisner

Steuerrecht. Nach Aufspaltung darf
die übernehmende Gesellschaft die
Beteiligungszeit fortführen - die fünfjährige
Vorbehaltensfrist der Konzernklausel
(§ 6a GrEStG) läuft nicht neu an.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 29. Juli 2026,
Az. II R 5/23

Die Konzernklausel greift
nicht immer
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DER FALL

Zwei Brüder hielten je die Hälfte einer KG,
der seit 1993 eine GmbH mit mehreren
Grundstücken gehörte. 2010 brachte jeder
Bruder seinen KG-Anteil in eine eigene
GmbH ein. Kurz danach wurde die KG
aufgespalten. Der Teil mit der Grund-
stücks-GmbH ging an die GmbH des
einen, der Rest an die des anderen Bru-
ders. Die KG erlosch. 2013 verschmolz der
erste Bruder die Grundstücks-GmbH auf
seine GmbH. Es kam somit zu einem
Rechtsträgerwechsel hinsichtlich der
Grundstücke, was grundsätzlich Grunder-

werbsteuer auslöst. Die übernehmende
GmbHberief sich jedoch auf die sog. Kon-
zernklausel des § 6a GrEStG. Danach sind
Umstrukturierungen grunderwerbsteuer-
frei, wenn die Muttergesellschaft fünf
Jahre vorher zu mindestens 95 Prozent an
der Tochtergesellschaft beteiligt war (sog.
Vorbehaltensfrist). Da die übernehmende
GmbH die Grundstücks-GmbH jedoch
aufgrund der Aufspaltung der KG erst seit
2010 hielt, versagte das Finanzamt die
Befreiung.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

ZuUnrecht. Der BGH bestätigte das Urteil
des FG Münster zugunsten der beiden
Brüder. Mit der Aufspaltung wurde die
übernehmende GmbH für den übernom-
menen Teil Rechtsnachfolgerin der KG.
Ein Rechtsnachfolger übernimmt die
steuerliche Stellung des Vorgängers, so-

weit diese nicht höchstpersönlich ist. Die
Haltedauer einer Beteiligung ordnete der
BGHnicht als höchstpersönlich ein. Somit
wurde die Beteiligungszeit der KG seit
1993 berücksichtigtmit der Folge, dass die
Vorbehaltensfrist als gewahrt angesehen
wurde.
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WAS IST ZU TUN?

Wer Grundstücke oder Immobiliengesell-
schaften im Konzern umstrukturiert,
sollte vorab prüfen, ob die Konzernklausel
greift. Die Auslegung der einzelnen Tat-
bestandsvoraussetzungen (begünstigter
Umwandlungsvorgang, 95-Prozent-Min-
destbeteiligung, fünfjährige Vor- und
Nachbehaltensfrist) ist umstritten. Eine
Ablehnung des Finanzamts ist oft nicht
das letzte Wort. Die zu strenge Auslegung
hat der BGH seit 2019mehrfach korrigiert:
Fristen gelten nur, soweit sie im Rahmen
des jeweiligen Umwandlungsvorgangs
überhaupt einhaltbar sind. Rückenwind

hierfür kommt vom EuGH: Im Juni 2026
(Nova Iberomoldes, C 837/24) erklärte er
die portugiesischeGrunderwerbsteuer auf
die Einbringung von Anteilen an Immobi-
liengesellschaften für europarechtswidrig.
Ob und inwieweit das deutsche Share-
Deal-Regeln trifft, ist auch umstritten. Im
Zweifel sollte gegen Grund-
erwerbsteuerbescheide zu Umstrukturie-
rungen fristgerecht Einspruch eingelegt
werden, da ein späteres Urteil bei
bestandskräftigen Bescheiden regelmäßig
nicht mehr hilft.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Schellenberg

von Heuking
Quelle: Heuking Kühn Lüer Wojtek, Urheber: Stephan Wieland

Öffentliches Recht. Freihändige Vergabe ist
kein Direktauftrag. Fördermittelempfänger
müssen Mittel zurückzahlen, wenn sie
Leistungen ohne Wettbewerb beauftragen.

OVG Sachsen, Urteil vom 2. Juli 2026,
Az. 6 A 384/23

Wer Fördermittel erhält, muss
Vergabevorschriften einhalten
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DER FALL

Ein Verein erhielt eine Zuwendung von
etwa 60.000 Euro für die energetische
Sanierung seines Bootshauses. Der
Zuwendungsbescheid verpflichtete ihn,
die Vergabevorschriften nach Nr. 3
ANBest-P einzuhalten. Der Verein vergab
dieBau- und Installationsleistungen trotz-
dem direkt an die ausführenden Unter-
nehmen und gab zur Begründung an, die
Maßnahme habe in Absprache mit der

Behörde kurzfristig beginnenmüssen. Ein
Sachbearbeiter habe der Direktvergabe
telefonisch zugestimmt. Die Bewilligungs-
behörde kürzte die Zuwendung um 25
Prozent. Das VG Chemnitz hob den
Bescheid auf. Nach seiner Ansicht galten
die ANBest-P des Bundes mit Schwellen-
wert von 100.000 Euro, sodass der Verein
nicht ausschreibenmusste. Auch habe die
Behörde nicht ausreichend aufgeklärt.
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DIE FOLGEN

Das OVG Sachsen war anderer Auffas-
sung. Nach seiner Auslegung waren die
sächsischen ANBest-P mit dem niedrige-
ren Schwellenwert von 50.000 Euro
gemeint. Eine freihändige Vergabe war
zwar zulässig, auch hier gelte jedoch der
Wettbewerbsgrundsatz. Der Auftraggeber
muss zwar nicht ausschreiben. Er muss
aber – anders als bei einemDirektauftrag –
Angebote von mehreren Bewerbern ein-
holen und darf davon nur in besonders zu
begründenden Ausnahmefällen abwei-
chen. Zeitdruck allein genügt nicht, zumal

der Bewilligungszeitraum verlängerbar
war und tatsächlich verlängert wurde.
Hinzu kam, dass der Verein die Vergabe
überhaupt nicht dokumentiert hatte. Die
pauschale Kürzung um 25 Prozent ist als
Regelannahme für schwere Vergabever-
stöße zulässig und verhältnismäßig. Auf
die angebliche telefonische Zustimmung
kam es nicht an. Der erst im Klageverfah-
ren nachgeschobene und zudem wider-
sprüchliche Vortrag zur Person des Sach-
bearbeiters verpflichtete das Gericht nicht
zu weiteren Ermittlungen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung ist eine deutliche War-
nung an alle Fördermittelempfänger. Wer
im Zuwendungsbescheid zur Einhaltung
des Vergaberechts verpflichtet ist, darf die
freihändige Vergabe nicht mit einem
Direktauftrag gleichsetzen. Auch im ver-
einfachten Verfahren sind grundsätzlich
mehrere Angebote einzuholen. Ebenso
wichtig ist eine lückenlose Dokumenta-
tion. Der Vergabevermerk muss mindes-
tens die Gründe für dieWahl der Vergabe-

art enthalten. Fehlt er, liegt darin ein Auf-
lagenverstoß. Auf mündliche Zusagen
von Behördenmitarbeitern sollte sich nie-
mand verlassen. Das gilt besonders, wenn
die Auskunft erkennbar einer Auflage im
Bescheid widerspricht. Abweichungen
sollten daher stets schriftlich bestätigt
oder durch einen Änderungsbescheid
abgesichert werden.

(redigiert von Midia Nuri)

ANZEIGE


